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60435 Frankfurt am Main





Frankfurt, den 06.12.2006

Herrn Ministerpräsident Kurt Beck

Staatskanzlei Rheinland-Pfalz

Peter-Altmeier-Allee 1

55116 Mainz

Lassen Sie die kurdische Familie Yildirim zum Schutz ihrer Unversehrtheit umgehend in unser Land zurückkehren!

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Kurt Beck,

die Familie Yildirim lebt seit rund 10 Jahren in Deutschland. Drei Kinder, jetzt im Kindergarten- und Grundschulalter, sind in Deutschland geboren worden und haben hier Heimat gefunden. Die zuvor in der Türkei geborenen Kinder mussten die Eltern damals – vermutlich in der Obhut von Familienangehörigen – in der Türkei zurücklassen, als sie in ihrer persönlichen Situation keinen andern Ausweg mehr sahen als den der Flucht. Für die Eltern ist dies ist mit Sicherheit eine ganz schwere Entscheidung gewesen, die deutlich macht, wie sehr der Vater, der kurdischen Minderheit angehörend, durch seine Kriegsdienstverweigerung in dem autoritären Staat Türkei um Leib und Leben fürchten musste.

Nachdem Frau und Herr Yildirim zumindest äußerlich heil in unserm Land angekommen waren, bekamen sie hier keine gesicherte Existenzberechtigung. Sie mussten 10 Jahre mit einer Duldung – das verrät deutlich die negative Einstellung zu Flüchtlingen – hier leben. Immer  konkreter bedroht von einer bevorstehenden Abschiebung, floh die Familie Yildirim ein zweites Mal, dieses Mal innerhalb unseres Landes, ins Kirchenasyl, unterstützt von vielen Gemeindemitgliedern und MitabeiterInnen im Unterstützerkreis. Doch auch die Kirche konnte ihnen keine Sicherheit geben. Der verlängerte Arm des Staates brach in die schutzgebende Kirche ein. Die Familie wurde abgeschoben. Herr Yildirim wurde bei seiner Ankunft in der Türkei festgenommen, dann ohne Pass wieder freigelassen und von einer Schlägergruppe verprügelt. Unter welchen Bedingungen und für wie lange er jetzt – von seiner Familien getrennt – leben  muss oder kann, ist nicht bekannt.

Die die Abschiebung mit Polizeigewalt durchsetzenden Dienststellen und Beamten bedauern, nicht anders handeln zu können, die Gesetze seien nun einmal so. Doch diese verschärften Anti-Flüchtlingsgesetze sind aber nicht vom Himmel gefallen. Sie sind eine Folge der "Das Boot ist voll"-Diskussion der 90-er Jahre. Ein reiches Land wie Deutschland scheint nunmehr stolz darauf zu sein, dass kaum noch Flüchtlinge hierher kommen. Wer nicht total geschichtsvergessen oder geschichtsverdrängend ist, kommt an einer auf Leben und Tod gehenden Frage nicht vorbei: Was wäre vor einer Zeitspanne von zwei Generationen gewesen, wenn deutsche Staatsangehörige, zu Flüchtlingen des Dritten Reiches erniedrigt, ebenso an gnadenlos dichte Grenzen unserer Nachbarn gestoßen wären?

Wir, die Ordensleute für den Frieden, protestieren gegen das menschenverachtende Verhalten unseres  Staates den Flüchtlingen gegenüber.  Wir erheben unsere Stimme, getragen von unserm christlichen Glauben, weil die Frage, was Menschen brauchen, um ein Leben in Würde führen zu können, nicht ökonomistisch sondern nur menschen- und fremdenfreundlich beantwortet werden kann und darf, im Sinne der säkularen Menschenrechte und der religiösen Christenpflichten. Tür und Tor sind der Verrohung einer Gesellschaft geöffnet, die die Schwachen nicht mitnimmt, sondern auf der Strecke bleiben lässt. Hiervon sind nicht nur die Schutz suchenden Flüchtlinge bedroht, sondern auch die immer zahlreicher werdenden Armen in unserm Land.

Wir ersuchen Sie dringenst, die abgeschobenen Flüchtlinge unverzüglich unversehrt wieder  in unser Land zurückkehren zu lassen.
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